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Nr. 81 / 2026 
 

Bekanntmachung 

gem. § 5 (2) UVPG*  
über die Nichtdurchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
Für das u.g. Vorhaben wird beim Landkreis Cloppenburg eine Genehmigung beantragt. Gem. § 7 
UVPG* ist für dieses Vorhaben im Rahmen einer Vorprüfung nach Anlage 1 Nr. 5 NUVPG* festzu-
stellen, ob die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist.  
Für das Vorhaben konnte keine UVP-Pflicht festgestellt werden. 
 

Vorhaben: Erschließung des Windparks Rosenmoor I und II 
Rechtsgrundlage: BauGB* 
Vorhabenstandort: Friesoythe - Mittelstenthüle, Raffeldweg 
Antragsteller: UKA Umweltgerechte Kraftanlagen GmbH & Co. KG 
Az.: 3011/2025 
federführendes Amt: Bauamt 

 
Wesentliche Gründe für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht 
Für die Erschließung des Windparks Rosenmoor I und II ist der Bau einer dauerhaften Zuwegung 
zu den drei WEAs erforderlich. Diese wird auf einer Breite von bis zu 4,50 m und mit einer gesam-
ten Versiegelung von ca. 8.886 m² errichtet. 
Das Gesamtvorhaben führt nach Beurteilung der Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter zu 
nachteiligen Umweltauswirkungen. In dem Bewertungsmaßstab des UVPG sind diese nachteiligen 
Auswirkungen aber in der Gesamteinschätzung nicht als erheblich zu beurteilen. Dies ist wie folgt 
zu begründen:  
Betriebsbedingt werden im Zuge der Baumaßnahmen Emissionen wie Abgase, Staub- und kurz-
zeitigen Geräuschemissionen verursacht. Erhebliche Beeinträchtigungen können durch die Ein-
haltung der Richtwerte der TA Luft, TA Lärm und GIRL vermieden werden. Mögliche negative Aus-
wirkungen auf das Schutzgut Mensch ergeben sich nahezu ausschließlich während der Bauphase 
und sind räumlich sowie zeitlich begrenzt. Die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
sowie das Schutzgut Landschaftsbild werden durch den Flächenverlust von 8.886 m² beeinträch-
tigt. Aufgrund der wassergebundenen Decke und Schotterrasen in den Randbereichen ist nicht 
mit einer Barrierewirkung für bodengebundene Tierarten oder einer Zersplitterung von Lebens-
räumen zu rechnen. Umstehende Gehölze werden durch die Einhaltung der DIN 18920 geschützt. 
Gehölzeinschläge werden auf das unbedingt erforderliche Maß reduziert, um potentielle Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten zu erhalten. Zudem betreut die ÖBB das Vorgehen. Der Charakter 
des Landschaftsbildes verändert sich durch die bodennahen horizontalen Strukturen nur be-
grenzt und wird bereits durch die vertikalen WEAs vorbelastet. Der verlagerte Oberboden ist unter 
Beachtung der Vorschriften in DIN 18915 Bodenarbeiten, DIN 18300 Erdarbeiten, ZTVE-StB und 
ZTVLa-Stb zu behandeln. Die natürlichen Bodenfunktionen werden nur geringfügig beansprucht, 
da die Eingriffe räumlich auf die neuen Zuwegungen und auf die Verbreiterung bereits bestehen-
der Wege begrenzt sind.  Schadstoffeinträge in das Grundwasser durch unsachgemäßen Umgang 
mit Betriebsmitteln oder durch Havarien können durch die Gewährleistung eines ordnungsgemä-
ßen Baubetriebes vermieden werden. 
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Aufgrund der räumlichen Begrenzung der Maßnahme und der Vorhersehbarkeit der nachteiligen 
Auswirkungen unter der Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen ist zusammenfassend 
keine Erheblichkeit im Sinne des UVPG zu konstatieren und damit keine Umweltverträglichkeits-
prüfung erforderlich.  
 
Maßnahmen zur Vermeidung und zum Ausgleich von nachteiligen Beeinträchtigungen werden 
nach dem jeweiligen Fachrecht berücksichtigt. 
 
 
Cloppenburg, den 21.07.2026 
 
Im Auftrage 
Thole 
 
Baugesetzbuch (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), in der derzeit gül-
tigen Fassung 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), in der derzeit gültigen 
Fassung 
Niedersächsisches Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (NUVPG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 2019 (Nds. GVBL. S. 437), in der derzeit 
gültigen Fassung 
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